
Dringend gebraucht, 
selten gefragt
Wie es gelingen kann, junge Menschen in  
gesellschaftliche Prozesse einzubeziehen

8 Prozent. Nicht einmal jeder und jede Zehnte unter den 16- bis 
30-Jährigen in Deutschland stimmt in einer aktuellen Studie der Ber-
telsmann Stiftung der Aussage zu, die Politik nehme die Sorgen der 
jungen Menschen ernst. Kein Wunder: In Gremien und Parlamenten 
dominieren ältere Generationen, auf sie sind auch Wahlkämpfe ausge-
legt. Was muss sich ändern, damit die Jungen echte Teilhabe erfahren? 
Welche Rolle kommt der Institution Schule zu?

Kaja Kröger, Simone Grellmann und Benjamin Edelstein

Fehlende Basiskompetenzen, geringe Be-
lastbarkeit, wenig Anstrengungsbereit-
schaft und Orientierung: Der öffentliche 

Blick auf die junge Generation ist häufig ge-
prägt von Defizitdiagnosen. Ganz unbegründet 
ist dieser Blick nicht. Seit Jahren sinken die 
Fachleistungen von Schüler*innen in Deutsch-
land. Das Institut zur Qualitätsentwicklung im 
Bildungswesen misst diese Leistungen regel-
mäßig. 2022 erreichte rund ein Drittel der 
Neuntklässler*innen nicht den Mindeststan-
dard an Lesekompetenzen, 2024 fehlten etwas 
mehr als einem Drittel der Neuntklässler*in-
nen grundlegende Kompetenzen in Mathema-
tik. Während der Corona-Pandemie haben die 
Kompetenzverluste zugenommen, insbesonde-
re Kinder und Jugendliche aus sozial schwieri-
gen Verhältnissen sind noch weiter zurückge-
fallen. Aktuelle Studien geben deutliche Hin-
weise darauf, dass hier auch mit langfristigen 
Folgen zu rechnen ist: Verkürzte Lernzeiten 
und weniger gemeinsame Zeit im Klassenzim-
mer können Karrieren und Lebenseinkommen 

nachhaltig beeinträchtigen, wie etwa die Öko-
nomin Kamila Cygan-Rehm mit Blick auf die 
„Kurzschuljahre“ der 1960er-Jahre nachweist 
(zur Angleichung des Schuljahresbeginns zwi-
schen den Bundesländern wurde die Schulzeit 
verkürzt).

Inzwischen ist auch klar, wie stark sich die 
eingeschränkten Bildungs- und Begegnungs-
möglichkeiten während der Pandemie auf die 
mentale Gesundheit von Heranwachsenden 
ausgewirkt haben. Seither ist das Wohlbefinden 
von Kindern und Jugendlichen kein randstän-
diges Thema mehr. Im Gegenteil: Auch Jahre 
nach der Pandemie leiden viele Kinder und  
Jugendliche in Deutschland unter psychischen 
Belastungen. Laut Schulbarometer 2025 be-
richten 42 Prozent der Lehrkräfte von Verhal-
tensauffälligkeiten unter ihren Schüler*innen. 
Unter jungen Erwachsenen zwischen 14 und 
29 Jahren hat fast jede*r Dritte (29 Prozent) das 
Gefühl, behandlungswürdige psychische Prob-
leme zu haben, so die Jugendtrendstudie 2026. 
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Für viele von uns liegt der Gedanke nahe: Der 
nahezu grenzenlose und kaum begleitete Um-
gang mit digitalen Medien hat einen erhebli-
chen Anteil an fehlender Aufmerksamkeit, 
schlechten Schulleistungen, psychischen Belas-
tungen und Auffälligkeiten. Nach der Debatte 
um ein Handyverbot an Schulen wird daher 
nun auch die Diskussion um ein Social-Media-
Verbot für Heranwachsende engagiert geführt. 
Fragt man Jugendliche jedoch, was sie im All-
tag am meisten belastet, zeigt sich: Nicht der 
Sog der Bildschirme steht ganz oben auf der 
Liste, sondern Leistungsdruck, Streit in der Fa-
milie und mentale Erschöpfung. Das zeigt eine 
Studie der Vodafone Stiftung, deren Ergebnisse 
in der Grafik dargestellt sind. 

Der Druck durch Social Media steht in dieser 
Erhebung ganz hinten, nach Einsamkeit und 
Geldsorgen. Nur 29 Prozent der Jugendlichen 
nehmen sie als starke oder sehr starke Belas-
tung wahr. Hingegen sehen sich fast drei Vier-
tel der 14- bis 20-Jährigen mindestens stark 
von Schulstress und Leistungsdruck betroffen. 
Und knapp über die Hälfte der befragten Ju-
gendlichen beschäftigen Zukunftsängste und 
aktuelle Krisen.  

Wenig überraschend ist dieses Maß an Verunsi-
cherung vor dem Hintergrund der vielfältigen 
ungelösten Krisen und der Brüchigkeit einst 
selbstverständlicher Versprechen. Frieden in 
Europa, ein funktionierendes Gemeinwesen, 
Aufstiegs- und Entwicklungsmöglichkeiten 
durch Bildung, irgendwann eine eigene Woh-
nung oder ein Haus sowie nach Jahrzehnten 
der Arbeit eine auskömmliche Rente – nichts 
davon gilt noch als gesichert. Angebote an jun-
ge Menschen für eine tragfähige Zukunft gibt 
es wenige, Ansprüche der älteren gegenüber 
der jüngeren Generation hingegen viele. Be-
sonders eindrücklich zeigt sich dieses Missver-
hältnis derzeit in der Debatte um die Wieder-
einführung einer Wehrpflicht. Eine repräsenta-
tive YouGov-Umfrage (2025) macht die 
generationelle Zuspitzung sichtbar: Mehr als 
die Hälfte aller Erwachsenen finden es richtig, 
dass es in Deutschland wieder einen verpflich-
tenden Wehrdienst gibt – im Verteidigungsfall 
würde jedoch nur rund ein Viertel von ihnen 
selbst in einen Einsatz gehen. Aufgeschlüsselt 
nach Altersgruppen wird das Bild noch deutli-
cher: 64 Prozent der 50- bis 69-Jährigen, also 
jene, die eine Wehrpflicht ohnehin nicht mehr 
betrifft, befürworten ihre Wiedereinführung. 
Bei den über 70-Jährigen sind es sogar 76 Pro-

zent. 54 Prozent der 18- bis 29-Jährigen dage-
gen – also genau jene, die die Wehrpflicht be-
trifft – lehnen sie ab.

Derartige Umfrageergebnisse unterstreichen 
Differenzen zwischen den Generationen, die 
auch die öffentliche Wahrnehmung prägen. Da-
bei steht eine zahlenmäßige Minderheit poli-
tisch kaum repräsentierter junger Menschen 
einer deutlichen Mehrheit älterer Menschen 
gegenüber, die in Gremien und Parlamenten 
entscheiden. Als größte Fraktion unter den 
Wähler*innen sind Ältere zugleich auch die  
bevorzugten Adressat*innen einer selten lang-
fristig ausgerichteten Politik, die die Interessen 
junger Menschen kaum berücksichtigt. Gerade 
die junge Generation, die bildungs- und gesell-
schaftspolitisch sehr wohl interessiert ist, er-
scheint damit gegenüber den älteren Generati-
onen als eine benachteiligte Gruppe. 

So beschreibt dies die Generalsekretärin der 
Bundesschülerkonferenz, Amy Kirchhoff: „Wir 
alle sind betroffen von der Rente, wir alle sind 
betroffen, sollte ein Wehrdienst eingeführt 
werden. Es gibt wahnsinnig viele Themen, die 
auf uns zurückfallen, die aber andere Men-
schen für uns entscheiden.“ Die Perspektiven 
und Interessen von Kindern und Jugendlichen, 
so der Eindruck der Bundesschülersprecherin, 
finden im politischen Diskurs nur unzurei-
chend Gehör. Doch wie können junge Menschen 
ihre Interessen artikulieren und für sie einste-
hen? Wie können sie gehört werden? 

Der Jugendforscher Klaus Hurrelmann schlägt in 
seinem Kommentar zur Jugendtrendstudie 2026 
vor, „Generationendialoge“ als Ort für „gemein-
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same produktive Realitätsverarbeitung“ zu 
schaffen, die in Form von Bürgerräten Parla-
mente beraten. Die Umsetzung dieser vielver-
sprechenden Idee ist jedoch voraussetzungs-
reich. Einmal abgesehen von der Frage, ob sol-
chen Dialogen politisch tatsächlich etwas folgt 
– die Fähigkeit und Bereitschaft, sich aktiv ein-
zubringen, ist keineswegs selbstverständlich, 
sondern an soziale, sprachliche und kulturelle 
Ressourcen gebunden. Diese fallen nicht allen 
Heranwachsenden gleichermaßen zu. Demokrati-
sche Handlungskompetenzen müssen erst syste-
matisch kultiviert werden. Das setzt Gelegen-
heitsstrukturen voraus, in denen Beteiligung al-
tersangemessen erfahren und eingeübt werden 
kann. Der Institution Schule kommt hier eine 
zentrale Rolle zu, denn sie ist der einzige Ort, der 
alle Kinder und Jugendlichen unabhängig von 
ihrer sozialen Herkunft erreicht und damit ent-
sprechende Lerngelegenheiten und Erfahrungs-
räume für die gesamte Generation bereitstellt. 

Wenn das gelingt, erleben sich junge Menschen 
als selbstwirksam; das stärkt ihre Bereitschaft 
und Fähigkeit, offensiv für ihre Belange einzu-
treten und sich herausfordernden Situationen 
aktiv zu stellen. Partizipation fördert auch das 
psychische Wohlbefinden junger Menschen, wie 
die Robert Bosch Stiftung in der neuesten Aus-
gabe ihres repräsentativen Schulbarometers 
belegt. Gleichwohl wird in den Daten auch 
deutlich, was Protagonist*innen schulischer 
Demokratiebildung in Wissenschaft und Praxis 
immer wieder beklagen: Schule ist noch im-
mer weit von dem Anspruch entfernt, ein „Ort 

gelebter Demokratie“ zu sein. Die konkreten 
Mitbestimmungsmöglichkeiten der Schüler*in-
nen sind und bleiben begrenzt: Zwar haben  
immerhin 34 Prozent der befragten 8- bis 
17-Jährigen den Eindruck, über Klassenregeln 
viel oder sehr viel mitbestimmen zu können. 
Bezogen auf das Lernen im Unterricht aber 
sieht es anders aus: 80 Prozent der Befragten 
geben an, keinen oder nur wenig Einfluss auf 
die Auswahl der im Unterricht behandelten 
Themen zu haben. Dabei wünscht sich eine 
große Mehrheit (74 Prozent) der Schüler*innen 
genau das. In allen schulischen Belangen, von 
der Schul- und Unterrichtsgestaltung bis zur 
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Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Vodafone Stiftung (2026): Generation einsam? Social Media, Einsamkeit 
und Bewältigungsstrategien im Leben junger Menschen, Abb. 3.

Was belastet junge Menschen in ihrem Alltag?

Schulstress/Leistungsdruck

Streit mit Familie oder Freund*innen

mentale Erschöpfung

Zukunftsängste/aktuelle Krisen

Mobbing oder Ausgrenzung

körperliches Unwohlsein/Krankheit

Langeweile

Einsamkeit

Geldsorgen

Druck durch Social Media

21 30 33 16

10 19 38 33

17 27 38 18

20 28 34 18

15 35 37 13

19 31 33 17

22 28 27 23

20 37 29 14

24 39 27 10

33 39 22 6

Angaben 14- bis 20-Jähriger, in welchem Maß sie sich durch die folgenden Faktoren in ihrem Alltag 
belastet fühlen, Deutschland (2025), alle Angaben in Prozent, gerundet

sehr stark stark überhaupt nichtweniger stark
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Organisation von Prüfungen, möchte eine deut-
liche Mehrheit von ihnen stärker einbezogen 
werden. Mehr als die Hälfte der Lehrkräfte (55 
Prozent) hält indes die bestehenden Partizipati-
onsmöglichkeiten für ausreichend und mehr 
als zwei Drittel von ihnen (68 Prozent) sehen 
die Belange der Schüler*innenschaft bei schu-
lischen Entscheidungen genügend berücksich-
tigt – auch hier also gehen die Einschätzungen 
der Generationen weit auseinander.

Die Institution Schule ist angesichts ihrer gesell-
schaftlichen Funktion, anhand von Noten über 
Bildungs- und Berufschancen zu entscheiden, 
unweigerlich um Kompetenzerwerb, Leistung 
und Auslese organisiert. Man wird Schüler*in-
nen daher kaum die alleinige Entscheidung dar-
über überlassen können, was sie lernen und wie 
Leistungen bewertet werden. Daraus folgt aber 
keineswegs, dass ihre Mitbestimmung nur in 
randständigen Schulthemen möglich ist. Viel-
mehr stellt sich die Frage, wie das Verhältnis 
zwischen institutionellen Vorgaben und echter 
Beteiligung anders austariert werden kann. Das 
ist keine leichte Aufgabe, weil jede Veränderung 
an der historisch gewachsenen „Grammatik der 
Schule“ rüttelt. Wie lassen sich die verbindlichen 
Abläufe und Strukturen der Schule mit Freiräu-
men und Verfahren in Einklang bringen, die 
Schüler*innen mehr Selbstbestimmung und Ei-
genverantwortung zugestehen und ihnen die 

Möglichkeiten geben, substanziell mitzubestim-
men? Das betrifft Schulleben und Klassenregeln, 
Engagement und informelles Lernen an Schulen, 
aber eben auch den Kernbereich des schulischen 
Lernens, etwa die Arbeitsformen, Lerninhalte, 
Zeitnutzung oder Prüfungsformate.

Vieles wird bereits heute an Schulen in ganz 
Deutschland praktiziert – in Klassenräten, Ser-
vice-Learning-Formaten und Projekten mit 
stärkerer Beteiligung von Schüler*innen, in of-
fenen Lernsettings und Ansätzen einer verän-
derten Feedback- und Prüfungskultur –, flan-
kiert von Programmen und Initiativen im Feld 
der demokratischen Schulentwicklung. Die Fra-
ge ist daher längst nicht mehr, ob es möglich 
ist, sondern vielmehr, wie die vielen guten An-
sätze in die Fläche getragen werden können. 

Gerade haben Vertreter*innen aus Bildungsmi-
nisterien, Landesinstituten und Wissenschaft in 
ihren „Empfehlungen für eine veränderte 
Lern- und Prüfungskultur“ ganz konkrete Ge-
staltungsmöglichkeiten für den Kernbereich 
schulischen Lernens ausbuchstabiert: von ei-
ner stärkeren Verzahnung zwischen Lernen 
und Leistungsbewertung über den Ausbau 
lernbegleitender Formate wie Portfolios und 
Feedbackgespräche bis hin zur Öffnung von 
Prüfungsformaten für kooperative und stärker 
prozessorientierte Leistungen. Gemeinsam ist 
den Empfehlungen die klare Botschaft: Es 
braucht keine Revolution. Die institutionellen 
und rechtlichen Rahmenbedingungen lassen 
bereits beträchtlichen Spielraum für eine Neu-
justierung des Verhältnisses von Lernen, Leis-
tung und Beteiligung im schulischen Alltag. 

Die Strukturen für eine solche Beteiligung sind 
nach wie vor unterentwickelt, zumal im Kern-
bereich schulischen Lernens. Hier endlich 
substanziell voranzukommen, ist eine der zen
tralen Entwicklungsaufgaben, denen sich Schu-
len und vor allem auch die Bildungsverwaltung 
heute stellen müssen – um die Bildungsqualität 
zu steigern, aber auch, um den viel geforderten 
Beitrag zur politischen Mündigkeit der jungen 
Generation zu leisten. 

Mehr Informationen zu Bildungsforschung und 
-politik finden Sie im Online-Dossier Bildung, ei-
ner Koproduktion vom WZB und der Bundeszent-
rale für politische Bildung: bpb.de/bildung
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